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„Wer die Regeln kennt, hat keinen Grund zur Furcht.“
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Was ist Amtshaftung?

Die Gemeinde haftet – nicht Sie persönlich –

wenn ein Organ in Vollziehung von Gesetzen durch rechtswidriges, schuldhaftes Verhalten einen Schaden verursacht.

Rechtsgrundlage

Art 23 B-VG
& AHG 1949

Haftender

Die Körperschaft
(Gemeinde)

Schutz des Organs

Sie persönlich
werden nicht geklagt

§ 9 Abs. 5 AHG: Eine Klage direkt gegen das Organ ist unzulässig und wird zurückgewiesen.



Wann haftet die Gemeinde? – Die 5 Voraussetzungen

1 Organ Person handelt in Vollziehung von Gesetzen (Beamter, Vertragsbediensteter, Beliehener)

2 Hoheitsverwaltung Bescheid, Verordnung, Auskunft — NICHT: Kindergartenbetrieb, Straßeninstandhaltung

3 Schaden Vermögens- oder Personenschaden; bei leichter Fahrlässigkeit: nur positiver Schaden

4 Rechtswidrigkeit Verstoß gegen Gebot/Verbot; Rechtswidrigkeitszusammenhang muss bestehen

5 Verschulden Vorsatz oder Fahrlässigkeit; vertretbare Rechtsauslegung schließt Haftung aus

Alle 5 Voraussetzungen müssen kumulativ vorliegen — fehlt eine, besteht keine Haftung.



Was schützt die Gemeinde?
Ihre Schutzinstrumente im Überblick

Vertretbare
Rechtsauslegung

Kein Verschulden, wenn
Rechtsansicht vertretbar ist

Schutzbereich
der Norm

Nur Schäden die die
Norm verhindern wollte

Verjährungs-
fristen

3 Jahre ab Schadenskenntnis
bzw. 10 Jahre absolut

Rechtmäßiges
Alternativverhalten

Kein Ersatz wenn Schaden
auch rechtmäßig entstanden wäre

Rettungs-
pflicht

Wer zumutbare Rechtsmittel
nicht nutzt, verliert den Anspruch

Höchstgerichtliche
Entscheidung

Kein Amtshaftungsanspruch
aus VfGH/VwGH/OGH-Erkenntnissen



Ein wichtiger Schutzbereich: Privatwirtschaftsverwaltung

Amtshaftung gilt NUR für Hoheitsverwaltung — viele Gemeindeleistungen fallen gar nicht darunter!

Hoheitsverwaltung ➔ Amtshaftung

Baubewilligungen

Straßenpolizeiliche Verordnungen

Gewerberechtliche Bescheide

Dienstliche Auskünfte

Schulunterricht

Privatwirtschaft ➔ KEIN AHG

Betrieb des Kindergartens

Subventionsvergabe

Instandhaltung von Straßen

Führung kommunaler Einrichtungen

Freiwillige Impfaktionen

Für die Privatwirtschaftsverwaltung gelten die allgemeinen zivilrechtlichen Haftungsregeln (ABGB) — nicht das AHG.



Der wichtigste Schutz: Vertretbare Rechtsauslegung

OGH in ständiger Rechtsprechung:

Nur das Abweichen von einer klaren Gesetzeslage oder der ständigen Rechtsprechung, das nicht 
erkennen lässt, dass es auf einer sorgfältigen Überlegung beruht, wird regelmäßig als Verschulden 
anzusehen sein.

Keine ständige Judikatur?

Wenn keine gesicherte 
Rechtsprechung besteht, ist ein 
Irrtum bei sorgfältiger Überlegung 
kein Verschulden.

Falsche Rechtsansicht?

Auch wenn eine höhere Instanz 
widerspricht: Wer gute Argumente 
hatte, handelte nicht schuldhaft.

Unklare Rechtslage?

Bei echter Rechtsunsicherheit (z.B. 
neue Gesetze) scheidet Verschulden 
regelmäßig aus.



Typische Situationen im Gemeindealltag

Baubescheid mit Fehler

Amtshaftungsrisiko bei klarem Rechtsirrtum
Kein Verschulden bei vertretbarer Auslegung unklarer 
Normen

Unrichtige Auskunft des Bauamts

Haftung wenn Auskunft zu schutzwürdigen Investitionen 
führt

Nur wenn Schutzzweck der verletzten Norm 
Vermögensschäden umfasst

Bodenmarkierung ohne Verordnung

Rechtswidrigkeit durch fehlende Rechtsbasis
Prüfen ob Schaden in Schutzbereich der fehlenden 
Verordnung fällt

Versäumte Kundmachung

Unterlassung kann rechtswidrig sein
Kausalität und Schaden müssen nachgewiesen werden 
(Beweislast beim Kläger)

Schlüssel: Dokumentieren Sie Ihre Überlegungen — eine nachvollziehbare Begründung ist der beste Schutz.



Wenn es doch zu einem Anspruch kommt …

1

Schriftliche Aufforderung

Geschädigter muss erst schriftlich auffordern (§ 8 AHG) — 3 Monate Frist für Gemeinde zur Stellungnahme. Kein 
Verwaltungsverfahren, keine Gebühren.

2

Außergerichtliche Klärung

Häufig wird der Anspruch nach der Aufforderung verhandelt und verglichen — ohne Prozess. Verjährung wird um 3 Monate 
gehemmt.

3

Klage beim Landesgericht

Sachlich zuständig ist das LG. Klage gegen das Organ persönlich ist unzulässig (§ 9 Abs. 5 AHG) — die Gemeinde, nicht Sie, ist 
Beklagte.

4

Regressanspruch der Gemeinde

Nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. Bei grober Fahrlässigkeit: richterliches Mäßigungsrecht. Bei leichter Fahrlässigkeit: 
kein Regress.

Fazit: Der Weg zum Amtshaftungsprozess ist lang und mit vielen Hürden gepflastert.



10 Punkte für ruhigen Schlaf
Ihr Takeaway aus diesem Vortrag

1 Sie haften nicht persönlich — die Gemeinde haftet.

2
Viele Tätigkeiten (Kiga, Straße, Subventionen) sind kein 
Amtshaftungsfall.

3 Vertretbare Rechtsauslegung schließt Verschulden aus.

4
Dokumentieren Sie Ihre Überlegungen bei wichtigen 
Entscheidungen.

5
Holen Sie bei Unsicherheit Rechtsrat ein — das ist Sorgfalt, 
kein Zeichen von Schwäche.

6
Beachten Sie: Rechtswidrigkeitszusammenhang begrenzt 
die Haftung.

7
Rechtsmittel — wer sie nicht ergreift, verliert oft seinen 
Anspruch.

8
Das Aufforderungsverfahren gibt der Gemeinde 3 Monate 
Reaktionszeit.

9
Regress gegen Sie persönlich: nur bei Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit.

10
Im Zweifel: Frühzeitig mit dem Gemeinderechtsanwalt 
sprechen.



Vielen Dank!
Fragen & Diskussion

Dr. Martin Paar

Rechtsanwalt

Tonninger Schermaier & Partner

paar@ts.at

0699 / 17 01 31 12

Amtshaftung ist kein Grund zur Panik — sie ist ein System mit klaren Regeln, das auch Sie schützt.
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